
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Compagnie internationale pour la vente à distance 
(CIVAD) SA 

Beklagte: Receveur des douanes de Roubaix, Directeur régional 
des douanes et droits indirects de Lille, Administration des 
douanes 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal d’instance de Roubaix 
— Auslegung des Art. 236 Abs. 2 (Unterabs. 2 und 3) der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 
1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. 
L 302, S. 1) — Antrag auf Erstattung von Antidumpingzöllen, 
die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2398/97 des Rates vom 28. 
November 1997 zur Einführung eines endgültigen Antidum­
pingzolls auf die Einfuhren von Bettwäsche aus Baumwolle 
mit Ursprung in Ägypten, Indien und Pakistan (ABl. L 332, 
S. 1), die später für ungültig erklärt wurde, gezahlt worden 
waren — Rechtswidrigkeit, die einen Fall höherer Gewalt be­
gründet — Zeitpunkt der Entstehung der Verpflichtung zur 
Erstattung der Zölle 

Tenor 

1. Art. 236 Abs. 2 Unterabs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften in der durch die Verordnung (EG) 
Nr. 2700/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. November 2000 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, 
dass die Rechtswidrigkeit einer Verordnung keinen Fall höherer 
Gewalt im Sinne dieser Bestimmung darstellt, der es erlaubt, die 
Frist von drei Jahren, binnen deren ein Einführer die Erstattung 
nach dieser Verordnung entrichteter Einfuhrabgaben beantragen 
kann, zu verlängern. 

2. Art. 236 Abs. 2 Unterabs. 3 der Verordnung Nr. 2913/92 in 
der durch die Verordnung Nr. 2700/2000 geänderten Fassung ist 
dahin auszulegen, dass er es den nationalen Behörden nicht ge­
stattet, gemäß einer Unionsverordnung erhobene Antidumpingzölle 
auf der Grundlage einer Feststellung der Unvereinbarkeit dieser 
Verordnung mit dem Übereinkommen zur Durchführung des Ar­
tikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 in 
Anhang 1 A des Übereinkommens zur Errichtung der Welthan­
delsorganisation (WTO), am 15. April 1994 in Marrakesch 
unterzeichnet und durch den Beschluss 94/800/EG des Rates 
vom 22. Dezember 1994 über den Abschluss der Übereinkünfte 
im Rahmen der multilateralen Verhandlungen der Uruguay-Runde 
(1986–1994) im Namen der Europäischen Gemeinschaft in Be­
zug auf die in ihre Zuständigkeiten fallenden Bereiche genehmigt, 
durch das Streitbeilegungsgremium von Amts wegen zu erstatten. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 14. Juni 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'État — 
Frankreich) — Association nationale d'assistance aux 
frontières pour les étrangers (ANAFE)/Ministre de 
l'Intérieur, de l'Outre-mer, des Collectivités territoriales et 

de l'immigration 

(Rechtssache C-606/10) ( 1 ) 

(Verordnung (EG) Nr. 562/2006 — Gemeinschaftskodex 
für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schenge­
ner Grenzkodex) — Art. 13 — Drittstaatsangehörige mit 
vorläufigem Aufenthaltstitel — Nationale Regelung, die 
Drittstaatsangehörigen, die über einen vorläufigen Aufent­
haltstitel verfügen, die Wiedereinreise in das Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaats, der diesen Titel ausgestellt hat, ohne Rück­
reisevisum verbietet — Begriff des „Rückreisevisums“ — Frü­
here Verwaltungspraxis, nach der eine Wiedereinreise ohne 
Rückreisevisum zulässig war — Keine Erforderlichkeit von 

Übergangsmaßnahmen) 

(2012/C 227/04) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d'État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Association nationale d'assistance aux frontières pour 
les étrangers (ANAFE) 

Beklagte: Ministre de l'Intérieur, de l'Outre-mer, des Collectivités 
territoriales et de l'immigration 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Conseil d’État — Auslegung 
von Art. 5 Abs. 4 Buchst. a und von Art. 13 der Verordnung 
(EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das 
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenz­
kodex) (ABl. L 105, S. 1) — Nationale Regelung, die Drittstaats­
angehörigen, die über eine vorläufige Aufenthaltserlaubnis ver­
fügen, die Wiedereinreise in das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, 
der diesen Titel ausgestellt hat, ohne von den Konsular- bzw. 
Präfekturbehörden erteiltes Rückreisevisum verbietet — Begriff 
des „Rückreisevisums“ — Zulässigkeit von Übergangsmaßnah­
men für Drittstaatsangehörige, die aus dem Hoheitsgebiet aus­
gereist sind — Grundsätze der Rechtssicherheit und des Ver­
trauensschutzes 

Tenor 

1. Die in Art. 13 der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über 
einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex) in der durch die Verordnung
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(EG) Nr. 81/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Januar 2009 geänderten Fassung festgelegten Regeln für 
die Verweigerung der Einreise von Drittstaatsangehörigen gelten 
auch für visumpflichtige Drittstaatsangehörige, die — ohne das 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu betreten — über die 
Außengrenzen des Schengenraums wieder in den Mitgliedstaat 
einreisen wollen, der ihnen einen vorläufigen Aufenthaltstitel aus­
gestellt hat. 

2. Art. 5 Abs. 4 Buchst. a der Verordnung Nr. 562/2006 in der 
durch die Verordnung Nr. 81/2009 geänderten Fassung ist dahin 
auszulegen, dass ein Mitgliedstaat, der einem Drittstaatsangehöri­
gen ein Rückreisevisum im Sinne dieser Vorschrift ausstellt, die 
Einreise in den Schengenraum nicht auf Orte seines nationalen 
Hoheitsgebiets beschränken kann. 

3. Nach den Grundsätzen der Rechtssicherheit und des Vertrauens­
schutzes mussten nicht Übergangsmaßnahmen für Drittstaatsange­
hörige vorgesehen werden, die aus dem Hoheitsgebiet eines Mit­
gliedstaats ausgereist sind, während sie nur im Besitz einer für die 
Dauer der Prüfung eines ersten Antrags auf Erteilung eines Auf­
enthaltstitels oder eines Asylantrags ausgestellten vorläufigen Auf­
enthaltserlaubnis waren, und die nach Inkrafttreten der Verord­
nung Nr. 562/2006 in der durch die Verordnung Nr. 81/2009 
geänderten Fassung in dieses Hoheitsgebiet zurückkehren wollen. 

( 1 ) ABl. C 72 vom 5.3.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 12. Juni 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhof 
— Deutschland) — Waldemar Hudzinski/Agentur für 
Arbeit Wesel — Familienkasse (C-611/10), Jaroslaw 
Wawrzyniak/Agentur für Arbeit Mönchengladbach — 

Familienkasse (C-612/10) 

(Verbundene Rechtssachen C-611/10 und C-612/10) ( 1 ) 

(Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 — Art. 14 Nr. 1 Buchst. a und Art. 
14a Nr. 1 Buchst. a — Art. 45 AEUV und 48 AEUV — 
Vorübergehende Beschäftigung in einem anderen Mitglied­
staat als dem, in dessen Gebiet die Tätigkeit normalerweise 
ausgeübt wird — Familienleistungen — Anzuwendende 
Rechtsvorschriften — Möglichkeit der Gewährung von Kin­
dergeld durch den Mitgliedstaat, in dem die vorübergehende 
Beschäftigung ausgeübt wird, aber der nicht der zuständige 
Staat ist — Anwendung einer Antikumulierungsregel des na­
tionalen Rechts, wonach diese Leistung ausgeschlossen ist, 
wenn eine vergleichbare Leistung in einem anderen Staat 

bezogen wird) 

(2012/C 227/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Waldemar Hudzinski (C-611/10), Jaroslaw Wawrzyniak 
(C-612/10) 

Beklagte: Agentur für Arbeit Wesel — Familienkasse (C-611/10), 
Agentur für Arbeit Mönchengladbach — Familienkasse 
(C-612/10) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesfinanzhof — Auslegung 
von Art. 14a Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstän­
dige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemein­
schaft zu- und abwandern (ABl. L 149, S. 2) — Bestimmung der 
anwendbaren Rechtsvorschriften — Anspruch eines Wander­
arbeitnehmers auf Kindergeld für seine in seinem Herkunftsmit­
gliedstaat wohnenden Kinder im Mitgliedstaat seiner Beschäfti­
gung — Fall einer Person, die in ihrem Herkunftsmitgliedstaat 
selbständig tätig ist und vier Monate lang in einem anderen 
Mitgliedstaat als Arbeitnehmer beschäftigt war 

Tenor 

1. Art. 14 Nr. 1 Buchst. a und Art. 14a Nr. 1 Buchst. a der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 
1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf 
Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der durch 
die Verordnung (EG) Nr. 118/97 des Rates vom 2. Dezember 
1996 geänderten und aktualisierten Fassung, diese wiederum ge­
ändert durch die Verordnung (EG) Nr. 647/2005 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 13. April 2005, sind dahin 
auszulegen, dass sie es einem Mitgliedstaat, der nach diesen Vor­
schriften nicht als zuständiger Staat bestimmt ist, nicht verwehren, 
nach seinem nationalen Recht einem Wanderarbeitnehmer, der 
unter Umständen wie denen der Ausgangsverfahren in seinem 
Hoheitsgebiet vorübergehend eine Arbeit ausführt, auch dann Leis­
tungen für Kinder zu gewähren, wenn erstens festgestellt wird, dass 
der betreffende Erwerbstätige durch die Wahrnehmung seines 
Rechts auf Freizügigkeit keinen Rechtsnachteil erlitten hat, da er 
seinen Anspruch auf gleichartige Familienleistungen im zuständi­
gen Mitgliedstaat behalten hat, und zweitens, dass weder dieser 
Erwerbstätige noch das Kind, für das diese Leistung beansprucht 
wird, ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet des Mitgliedstaats 
haben, in dem die vorübergehende Arbeit ausgeführt wurde. 

2. Die Bestimmungen des AEU-Vertrags über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer sind dahin auszulegen, dass sie in einer Situation 
wie der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden der Anwendung 
einer nationalen Rechtsvorschrift wie § 65 des Einkommensteuer­
gesetzes entgegenstehen, soweit diese nicht zu einer Kürzung des 
Betrags der Leistung um die Höhe des Betrags einer in einem 
anderen Staat gewährten vergleichbaren Leistung, sondern zum 
Ausschluss der Leistung führt. 

( 1 ) ABl. C 103 vom 2.4.2011.
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